
 
 

Protokollauszug 
aus der 

50. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 08.05.2019 

 
öffentlich 
Top 8.4 Aufstellung von Bebauungsplänen für die Brandenburger Vorstadt 

18/SVV/0876 
geändert beschlossen 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt, dem Antrag in einer 
neuen Fassung zuzustimmen, die anschließend zur Abstimmung gestellt wird: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zusammenfassend darzustellen, inwiefern 
das vorhandene bau- und planungsrechtliche Instrumentarium geeignet ist, eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung in der Brandenburger Vorstadt sicherzustel-
len und künftige städtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden. 

 
2. Darüber hinaus ist zu überprüfen, ob die Aufstellung von Bebauungsplänen für Teil-

bereiche der Brandenburger Vorstadt eher geeignet sein kann, um unangemessene 
Verdichtung zu vermeiden. Zu diesem Zweck soll dargestellt werden, welche Mög-
lichkeiten die Aufstellung eines bestandssichernden Bebauungsplans für Teilberei-
che bietet und welcher Aufwand mit der Erstellung verbunden ist. Dabei ist zu prü-
fen, welche Risiken (Entschädigungsansprüche) auf die Stadt zukommen könnten 
wenn bestehende Baurechte gemäß § 34 BauGB durch die Bauleitplanung einge-
schränkt werden. 
 
Die Prioritäten im Handlungsbedarf sind dazustellen. 

 
3. Im Rahmen einer nachhaltigen Innenentwicklung ist darauf hin zu wirken, dass der 

Stellplatzbedarf für KFZ und Fahrräder, der durch den Neubau von Wohnraum ent-
steht, in Zukunft vollständig auf dem jeweiligen Baugrundstück nachgewiesen wird. 
Dabei ist die Praxis Ablösungen vom Bedarf an Stellplätzen gemäß Stellplatzsat-
zung zu gestatten hier nicht mehr anzuwenden. 
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BESCHLUSS 
der 50. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 08.05.2019 

 
 Aufstellung von Bebauungsplänen für die Brandenburger Vorstadt 

Vorlage: 18/SVV/0876 

  
1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zusammenfassend darzustellen, 

inwiefern das vorhandene bau- und planungsrechtliche Instrumentarium 
geeignet ist, eine geordnete städtebauliche Entwicklung in der 
Brandenburger Vorstadt sicherzustellen und künftige städtebauliche 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. 

 

2. Darüber hinaus ist zu überprüfen, ob die Aufstellung von Bebauungsplänen 
für Teilbereiche der Brandenburger Vorstadt eher geeignet sein kann, um 
unangemessene Verdichtung zu vermeiden. Zu diesem Zweck soll dargestellt 
werden, welche Möglichkeiten die Aufstellung eines bestandssichernden 
Bebauungsplans für Teilbereiche bietet und welcher Aufwand mit der 
Erstellung verbunden ist. Dabei ist zu prüfen, welche Risiken 
(Entschädigungsansprüche) auf die Stadt zukommen könnten wenn 
bestehende Baurechte gemäß § 34 BauGB durch die Bauleitplanung 
eingeschränkt werden. 
 

Die Prioritäten im Handlungsbedarf sind dazustellen. 
 

3. Im Rahmen einer nachhaltigen Innenentwicklung ist darauf hin zu wirken, 
dass der Stellplatzbedarf für KFZ und Fahrräder, der durch den Neubau von 
Wohnraum entsteht, in Zukunft vollständig auf dem jeweiligen Baugrundstück 
nachgewiesen wird. Dabei ist die Praxis Ablösungen vom Bedarf an 
Stellplätzen gemäß Stellplatzsatzung zu gestatten hier nicht mehr 
anzuwenden. 

 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss werden __/__ Seiten beigefügt. 
 
 
Potsdam, den 13. Mai 2019  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 

Stempel 

2 von 2 in Zusammenstellung


	Protokollauszug
	Anlage  1 Beschluss

